
Herr Professor Meuthen, welche Bedeutung hat die 
EU-Wahl Ende Mai? Erwarten Sie einen grundlegenden 
Kurswechsel, ein Erstarken der patriotischen Parteien?

Jörg Meuthen: Es wird für die rechtskonservativ-
patriotischen Parteien zu einer Mehrheit im Europä-
ischen Parlament absehbar noch nicht reichen, aber 
die Kräfteverhältnisse werden sich verschieben.

Mit welchen Themen wird die AfD in den Wahlkampf 
ziehen?

Meuthen: Wir wenden uns stark gegen die wei-
tere Zentralisierung der EU, gegen die schrittweise 
Entwicklung hin zu den Vereinigten Staaten von 
Europa. Wir plädieren für ein Europa der Vaterlän-
der, für souveräne Nationen, die in Fragen interna-
tionaler Aufgaben kooperieren, die aber 
nicht immer weiter zu einem einheitlichen 
Ganzen zusammenwachsen. Denn das ist 
erkennbar nicht der Wille der Mehrheit der 
Bürger der Europäischen Union.

Wenn Sie gerade den Zentralismus anspre-
chen: Anfang März hat Frankreichs Präsident 
Emmanuel Macron Vorschläge für einen „Neu-
anfang“ in Europa gemacht. Die Zentralisten 
sind also nicht bereit aufzugeben.

Meuthen: Es ist falsch, was Herr Ma-
cron da macht. Denn was er vorschlägt, ist 
kein Neuanfang, sondern ein „Weiter so“, weil Herr 
Macron so wie Herr Juncker und Frau Merkel die 
Zeichen der Zeit überhaupt noch nicht verstanden 
hat. Macron handelt aus einer Notsituation heraus, 
weil er so viele Probleme in seinem eigenen Land mit 
seiner eigenen Präsidentschaft hat, dass er zu seiner 
eigenen Entlastung versucht, auf der europäischen 
Ebene mit solchen Vorschlägen Punkte zu sammeln.

Wenn man von der Zentralisierung der Europäischen 
Union spricht, muss man aber auch von Angela Merkel 
sprechen. Denn Angela Merkel ist ja nicht als Verteidi-
gerin eines Europas der Vaterländer in Erscheinung ge-
treten.

Meuthen: Genau das ist einer der Gründe, warum 
bei uns so laut „Merkel muss weg!“ skandiert wird. 
Sie hat neben all den Missständen im Inneren auch 
in der Europapolitik einen völlig falschen Kurs ein-
geschlagen. Mit Merkel geht es nicht nur Richtung 
Zentralisierung, sondern es geht mit Merkel auch 
immer weiter in Richtung Finanzierung der Defizite 
anderer Staaten, also einer Haftungsunion.

Was nun eine Haftungsunion betrifft: Für die Grün-
dung der AfD ganz wesentlich war ja das Thema Euro 
bzw. die Eurokrise. Nun befindet sich Griechenland nicht 
mehr unter dem Euro-Rettungsschirm, und wenn ich Sie 
richtig verstehe, dann befürchten Sie, dass das Thema 
Eurokrise oder Haftungsunion wieder aktuell werden 

könnte?
Meuthen: Wir haben eine Haftungsuni-

on bereits durch die Nullzinspolitik der 
EZB, die de facto eine Negativzinspolitik 
ist, weil wir damit eine schleichende Ent-
eignung der Sparer haben. In Nordeuropa 
und damit auch in Deutschland werden die 
Sparer enteignet und ihrer Ersparnisse be-
raubt, um schwächere Volkswirtschaften 
in Südeuropa zu stützen, die so schwach 
gar nicht sein müssten, wenn sie nicht im 
Euro wären.

Das heißt, das Thema Nord-Euro und Süd-Euro ist 
nach wie vor aktuell?

Meuthen: Man muss nicht zu den einzelnen Wäh-
rungen zurückkehren, aber kleinere Währungsver-
bünde wären ein gangbarer Weg.

Wie sehen Sie eigentlich die Politik der Europäischen 
Union gegenüber Ungarn, aber auch Polen? Diese beiden 
Länder gehen eigene Wege und wollen sich von Brüssel so 
wenig wie möglich dreinreden lassen. Auch stehen gegen 
Budapest und Warschau Strafverfahren nach Artikel 7 
im Raum.

Meuthen: Hier geht es ganz massiv um die natio-
nale Souveränität, in die mit Strafdrohungen einge-
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griffen werden soll, wobei wegen der im Rat erforder-
lichen Einstimmigkeit nicht davon auszugehen ist, 
dass sie Realität werden. Auch das ist etwas, was dem 
gedeihlichen Zusammenleben der Staaten in der Eu-
ropäischen Union völlig zuwiderläuft. Es ist nämlich 
das Recht der Ungarn und der Regierung Orbán, so 
zu entscheiden, wie sie das tun. Und erkennbar hat 
Orbán für seine konsequente Migrationspolitik bei 
Wahlen eine absolute Mehrheit erhalten und setzt 
nun den Willen des Volkes um.

Kann man es auch so formulieren, dass Orbán ein 
Vorbild ist, weil er den Willen des Volkes und damit die 
Demokratie umsetzt?

Meuthen: Wenn man genau hinschaut, was Or-
bán macht, dann stellt sich das etwas anders dar als 
die Stereotypen, die ihm immer wieder zum Vor-
wurf gemacht werden. 
Ich habe eine hohe Mei-
nung von Orbán und 
habe bei einer Rede ge-
sagt, wenn sich Orbán 
in Richtung der rechtskonservativen Parteien im 
Hinblick auf eine gemeinsame Gruppenbildung im 
Europäischen Parlament zubewegen würde, weil sei-
ne Fidesz-Partei in der EVP keine Zukunft mehr hat, 
dann würde ich ihm den roten Teppich ausrollen.

Und was man in Bezug auf Orbán wohl auch noch 
sagen muss: Während andere 2015 die Grenzen geöffnet 
haben, hat Ungarn Maßnahmen ergriffen, um seine EU-
Außengrenze zu schützen und damit auch im Sinne des 
Schengener Abkommens zu handeln. Wie sehen Sie das?

Meuthen: Es ist das Recht der Ungarn, das zu tun, 
und ich würde mir mehr Ungarn in Deutschland 
wünschen. Wir haben keinen funktionierenden 
Grenzschutz, denn die Grenzen sind in Deutschland 

noch immer weitestgehend offen, und wir werden 
von illegaler Migration förmlich überrollt. Das ma-
chen die Ungarn viel klüger.

Und hinzuzufügen wäre wohl auch: jetzt Italien unter 
Innenminister Salvini.

Meuthen: Richtig. Wenn Sie sich die Migrati-
onsströme nach Italien anschauen, dann haben Sie 
in den ersten zwei Monaten des Jahres 2019 einen 
Rückgang gegenüber dem Vergleichszeitraum des 
Vorjahres um sage und schreibe 95 Prozent!

Nun wird die Migrationsfrage vom Zeitgeist sehr posi-
tiv gesehen, was wohl eine Folge der politischen Korrekt-
heit ist. Wie wichtig wäre es, gegen die politische Korrekt-
heit anzukämpfen?

Meuthen: Wir kämpfen permanent gegen die po-
litische Korrektheit! Deswegen sind wir auch sehr 

stark in der Kritik. Das wird uns 
aber nicht abhalten, die Dinge 
beim Namen zu nennen, wenn 
es beispielsweise um die illegale 
Einwanderung, die Kriminalität 

oder den Gender-Unsinn geht.
Kommen wir nun wieder zur Europawahl zurück: 

Mit welchen Parteien will die AfD im neuen EU-Parla-
ment zusammenarbeiten?

Meuthen: Natürlich haben wir großes Interesse 
daran, im neuen Europaparlament gemeinsam mit 
der FPÖ in einer Fraktion sein. Aber ich führe viele 
Gespräche, auch etwa mit der Lega in Italien, mit der 
Dänischen Volkspartei usw., und man wird schau-
en, wie sich das letztlich zusammen findet.

Warum wollen Sie mit der FPÖ in einer Fraktion 
sein? Hängt es vielleicht auch damit zusammen, dass die 
FPÖ für Ihre Partei in der einen oder anderen Hinsicht 
ein Vorbild ist?

Meuthen: Die FPÖ ist zunächst 
einmal erheblich älter als die AfD. 
Das heißt, wir als junge Partei, die 
professionelle Strukturen erst ent-
wickelt, sehen in der FPÖ natürlich 
eine Partei, die Professionalität schon 
lange an den Tag legt. Uns verbindet 
die gemeinsame Sprache, wir ent-
stammen einer gemeinsamen Kultur 
und wir haben sehr ähnliche Positio-
nen. Das verbindet natürlich – auch 
menschlich.

Nun gibt es unter Europas patrioti-
schen Parteien mitunter doch recht gro-
ße inhaltliche Unterschiede. Um kurz ein 
Beispiel zu nennen: Ungarn ist unter Or-
bán gegen die zwangsweise Verteilung 
der sogenannten Flüchtlinge, während 
Italien mehr europäische Solidarität 
einfordert. Wie sehen Sie diese Wider-
sprüche? 

Wir kämpfen gegen politische  
Korrektheit und Massenmigration 
und für die Souveränität.
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Die AfD eine aufstreben-
de Partei: unter Gauland, 
Weidel und Co. imm er 
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meinschaftsebene – blockieren. 
Österreich alleine könnte daher 
den für Europa so schädlichen 
Spuk der Russlandsanktionen be-
enden. Alle sechs Monate – wenn 
die Sanktionen verlängert wer-
den müssen – besteht die Chance 
dazu. 

Die Sperre der Balkanroute im 
Jänner 2016 hat gezeigt, was bei 

entschlossenem Handeln auch ge-
gen den Willen der EU-Apparate 
an Schadensbegrenzung möglich 
ist.

Der immer noch von unserer 
Verfassung garantierte Grundsatz 
der Unabhängigkeit und Neutra-
lität des Staates verpflichtet uns 
geradezu, Gegengewichte zum 
derzeit übermächtigen Einfluss 
der USA (und die Einbeziehung 
in deren Freud/Feind-Gefüge) zu 
suchen.

Außerhalb der amerikanischen 
Einflusssphäre verblieben sind 
derzeit – an Staaten mit globalem 
Gewicht – nur China, Russland 
und – zumindest teilweise – In-
dien. 

Das sind auch Österreichs po-
tenzielle Partner bei der Suche 
nach mehr Unabhängigkeit und 
Handlungsspielraum. Kulturab-
kommen, Dialogforen und der 
Besuch von Wirtschaftsdelegatio-

nen reichen für eine solche Part-
nerschaft sicherlich nicht aus.

Aufgabe der Außenpolitik 
(wenn auch nicht der Außenpoli-
tik alleine) ist es auch, staatlichen 
Erpressungspotenzialen durch 
technologische, industrielle 
oder finanztechnische Monopo-
le vorzubeugen. Hier landen wir 
wieder beim Problemfall USA. 

Ohne amerikanische Lizenzen 
und Komponenten oder sonstige 
Bewilligungen kann in Öster-
reich kein Mobiltelefon, kein 
PC oder Laptop betrieben, kei-
ne Dollartransaktion und keine 
internationale Geldtransaktion 
durchgeführt und kein Positio-
nierungssystem (GPS) betrieben 
werden. Den US-Versuchen, die 
Bedrohung ihrer Monopole durch 
einen Wirtschaftskrieg gegen die 
chinesische Halbleiterindustrie 
und das führende Telekommuni-
kationstechnologieunternehmen 
Huawei abzuwehren, muss so-
weit wie möglich entgegengetre-
ten werden. Bezeichnenderweise 
unterstützen die amerikanischen 
Satellitenstaaten in Europa und 
die EU selbst diesen Feldzug ge-
gen ihre eigenen Interessen.

Dr. Johannes Hübner war lange Jahre 
Abgeordneter zum Nationalrat und außen-
politischer Sprecher der FPÖ.

Migranten�ut: Schließung der Außengrenzen hat oberste Priorität
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Meuthen: Ich glaube 
nicht, dass die Migrations-
politik da ein Hindernis 
darstellt. Wenn Sie Salvini 
und Orbán nehmen, dann 
verbindet die beiden doch 
eine sehr restriktive Migra-
tionspolitik. Beide eint die 
Grundhaltung, dass wir die 
Migration strikt begrenzen 
wollen, dass wir die illegale 
Migration auch durch kon-
sequente Abschiebungen 
bekämpfen wollen, und 
dann stellt sich die Vertei-
lungsfrage nicht mehr. Aber 
in der Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik gibt es sicher 
Unterschiede, wenn man 
unser Programm mit dem 
der Lega vergleicht.

Wird hier vielleicht von au-
ßen versucht, einen Keil zwi-
schen die Parteien zu treiben?

Meuthen: Natürlich! 
Wenn die etablierten Par-
teien eines fürchten, dann 
genau das, was wir anstre-
ben: eine funktionierende 
Zusammenarbeit zwischen 
den sogenannten rechtspo-
pulistischen Parteien im 
Europäischen Parlament. 
Wir werden uns davon aber 
nicht beirren lassen: Wenn 
wir nicht kooperieren, nützt 
das nur dem politischen 
Gegner.

Das heißt, man hat aus den 
Fehlern der Vergangenheit ge-
lernt, als sich die Ausgegrenz-
ten gegenseitig ausgegrenzt 
haben?

Meuthen: Genau das ist 
das Problem. Ich bin schon 
der Meinung, dass wir ge-
wisse Ausgrenzungen vor-
nehmen müssen. Aber das 
ist unproblematisch, weil 
die davon betroffenen Par-
teien sowieso nicht viel poli-
tisches Gewicht haben. Aber 
mit denjenigen Parteien, die 
rechts sind – nicht rechtsex-
trem –, werden wir natürlich 
zusammenarbeiten. ♦


